
 

 

 
Aufgrund der §§ 2, 13 und 19 des Kommunalabgabegesetzes für Baden-Württemberg in 
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat am 
27.07.2026 folgende Änderung der Satzung beschlossen: 
 
 

Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Kinderbetreuung 
 
 

Art. 1 Benutzungsgebühren 
 

§ 4 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Kinderbetreuung der Gemeinde Au 
am Rhein vom wird wie folgt geändert: 
 
 

§ 4 Benutzungsgebühren 
 

(1) Für die Benutzung der Betreuungseinrichtungen wird eine Gebühr erhoben. Die Höhe der 
Benutzungsgebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefügten 
Gebührenverzeichnis (Anlage 1). Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung.  
 

(2) Die Gebühren werden je Kind und Betreuungsplatz erhoben. Gebührenmaßstab sind 
Betreuungsart, Betreuungszeit, Alter des Kindes (U3/Ü3) und die Anzahl der Kinder einer 
Familie unter 18 Jahren.  

 
(3) Die Gebühren werden jeweils für einen Kalendermonat (Veranlagungszeitraum) erhoben. 

Ausgenommen hiervon sind die Gebühren für eine Inanspruchnahme der Ferienbetreuung 
der Grundschulkindbetreuung.  

 
(4) Wird das Kind ab dem 15. eines Monats in einer Betreuungseinrichtung bzw. 

Kernzeitbetreuung aufgenommen, ermäßigen sich die Gebührensätze gemäß dem jeweils 
gültigen Gebührenverzeichnis (Anlage 1) um 50 %.  

 
(5) Die Gebühr für Kinder über 3 Jahren wird ab dem 1. des Monats festgesetzt, in dem das 

Kind das 3. Lebensjahr vollendet.  
 

(6) Die Gebühren sind für 11 Monate eines Betreuungsjahres zu entrichten, der Monat August 
ist gebührenfrei. Ein Betreuungsjahr beginnt am 01.09. eines Kalenderjahres und endet 
am 31.08. des darauffolgenden Kalenderjahres.  

 
(7) Die Gebühren erhöhen sich jährlich zum 01.09. gemäß den Empfehlungen des 

Gemeindetages Baden-Württemberg. 
 

(8) In der Grundschulkindbetreuung wird Ferienbetreuung (optional) entsprechend den im 
Gebührenverzeichnis vorgegebenen Betreuungsmodellen angeboten. Die Gebühr richtet 
sich nach dem jeweils gültigen Gebührenverzeichnis (Anlage 1). Die Regelungen des § 6 
Absatz 1 bis 3 gelten nicht.  

 



 
 
Art. 2 
Anlage 1 der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Kinderbetreuung der Gemeinde Au am Rhein vom wird wie folgt geändert: 

 

 

Anlage1 zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Kinderbetreuung 

 

Gebührenverzeichnisse der kommunalen Kindergärten  

Au am Rhein 

 

für die Kindergartenjahre 

2026/2027 

2027/2028 



 



 



 



Modell
Monatliche Gebühr halbtags             

bis 14.00 Uhr

für das Kind aus einer Familie mit einem Kind* 63,00 €

für das Kind aus einer Familie mit zwei Kindern unter 18 Jahren* 44,00 €

für ein Kind aus einer Familie mit drei Kindern unter 18 Jahren* 30,00 €

für ein Kind aus einer Familie mit vier und mehr Kindern unter 18 Jahren* 21,00 €

Mittagessenpauschale 18,00 € in der Woche (kann für die Ferienbetreuung nicht tageweise gebucht werden)

Betreuungsform

Ferienbetreuung

Pro Woche

Anteilige Berechnung unter Berücksichtigung von Feiertagen und 
Schließtagen





 



 

 



 

 

 

Modell
Monatliche Gebühr halbtags             

bis 14.00 Uhr

für das Kind aus einer Familie mit einem Kind* 66,00 €

für das Kind aus einer Familie mit zwei Kindern unter 18 Jahren* 46,00 €

für ein Kind aus einer Familie mit drei Kindern unter 18 Jahren* 31,00 €

für ein Kind aus einer Familie mit vier und mehr Kindern unter 18 Jahren* 22,00 €

Mittagessenpauschale 18,00 € in der Woche (kann für die Ferienbetreuung nicht tageweise gebucht werden)

Betreuungsform

Ferienbetreuung

Pro Woche

Anteilige Berechnung unter Berücksichtigung von Feiertagen und 
Schließtagen



Art. 3 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.09.2026 in Kraft. 
 
 
Au am Rhein, 27.07.2026 
 
 
 
Veronika Laukart 
Bürgermeisterin 
 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung von Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO bei Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 
4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser 
Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt der die Verletzung 
begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, 
die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
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